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Politik für Arbeitsplätze 
und soziale Gerechtigkeit 
^ßt großer Geschlossenheit hat am 13. Septem- 
ber die Regierungskoalition die Einsprüche des 
Bundesrates gegen die Reformpolitik der Bun- 
desregierung zurückgewiesen und Gestaltungs- 
fähigkeit gegen alle Versuche der SPD bewie- 
sen, den Reformkurs aufzuhalten. 

^it dem Aktionsprogramm für Investitionen und Ar- 
beitsplätze vom 30. Januar 1996 und dem Programm 
für mehr Wachstum und Beschäftigung vom 25. April 
[st eine Politik auf den Weg gebracht worden, die Ar- 
beitsplätze schaffen wird und die Sicherung des Stan- 
dortes Deutschland mit sozialer Gerechtigkeit verbin- 
det. 

* Wir halten an unserem Ziel fest, die Staatsquote zur 
Stärkung der Binnennachfrage zu senken. 

* Wir schaffen den notwendigen Spielraum für eine 
Künftig wieder niedrigere Neuverschuldung und eine 
s'nkende Steuer- und Abgabenlast. 

J Wir stellen uns den strukturellen Problemen der 
Putschen Volkswirtschaft und dem Wettbewerb auf 

euen Märkten mit neuen Konkurrenten. 

Nur wenn wir auch in Zukunft unsere wirtschaftliche 
eistungs- und Wettbewerbsfähigkeit, unsere soziale 
tobilität und innere Sicherheit bewahren, werden wir 
en Erwartungen der Bürger dieses Landes gerecht 
nd können dem Urteil, das sie über unsere Politik ab- 

seben, zuversichtlich entgegensehen. ■ 

■ UiD EXTRA 

r Entscheidung für 
Arbeit und Zukunft: 

Deutschland 
auf gutem Weg 

■ Was wir bereits verwirklicht 
haben (Seite 3) 

■ Was wir gegen den Widerstand von 
Bundesrat und SPD im Bundestag 
durchgesetzt haben (Seite 5) 

■ Was die SPD nach wie vor 
blockiert (Seite 8) 

■ Reformkurs wird tortgesetzt (Seite 8) 

Mit einer Gegenüberstellung von 
„Die SPD behauptet" - „Richtig ist" 

(Seite 13-20) 
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FÜR Mt HU 
WACHSTUM UNO 
BESCHÄFTIGUNG CDU 

Das oben abgebildete 
UiD-Extra finden Sie 
im Innenteil dieser 
UiD-Ausgabe. 
In unserem Versand- 
zentrum in 
33759 Versmold, 
Postfach 1164, 
Fax:(05423)415 21 
können Sie es in der 
Mindestmenge von 
50 Exemplaren zum 
Preis von 18-DM 
beziehen. 
Bestell-Nr.: 5196 
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• Niedersachsen 
Generalsekretär Peter Hintze: 
Die CDU ist klarer Sieger der 
Kommunalwahlen. Seite 4 
Christian Wulff: Vollauf zu- 
frieden. Seite 5 
Das vorläufige amtliche End- 
ergebnis. Seite 6 

• Europa 
Wir Europäer müssen einen 
eigenen Beitrag zur Friedens- 
sicherung leisten. Die Weiter- 
entwicklung der Gemeinsamen 
Außen-, Sicherheits- und Ver- 
teidigungspolitik der Europäi- 
schen Union in der Regie- 
rungskonferenz 1996. Seite 10 

• Ausbildung 
Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers: Mehr Lehr- 
stellen durch Tarifverträge. 
Seite 14 

HEUTE AKTUELL 

Anton Pfeifer: Jeder Ausbil- 
dungswillige erhält eine 
Lehrstelle. Seite 15 

# Beschäftigung 
Maria Böhmer und Hermann- 
Josef Arentz: Aus vorhandener 
Arbeit Arbeitsplätze machen. 
Neue Beschäftigung in priva- 
ten Haushalten erschließen. 
Seite 16 

• Bundeshaushalt 
1997 

Wolfgang Schäuble: Die Men- 
schen in vielen europäischen 
Ländern schauen in diesen Ta- 
gen auf diese Debatte. Aus der 
Rede des Vorsitzenden der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
in der 1. Lesung des Bundes- 
haushalts 1997 am 11. Septem- 
ber. Seite 18 

• Ehrung 
Er legte den Grundstein für 
ein dauerhaftes Verhältnis 
zwischen der CDU und den 
Medien. Zum Tode von Willi 
Weiskirch. Seite 26 

• Ideenbörse 
Ein Jahr Erfahrung mit Kom- 
Sys. Der Kreisverband Prig- 
nitz, Brandenburg, berichtet 
als erster in unserer neuen Se- 
rie „Partei aktiv". Seite 27 

• Dokumentation 
Bundeskanzler Helmut Kohl: 
Wir werden unseren Reform- 
kurs entschieden fortsetzen 
und dann sehen, welches Ur- 
teil die Bürger dazu abgeben. 
Rede des Bundeskanzlers in 
der Aussprache des Deutschen 
Bundestages über den Bundes- 
haushalt 1997 am 11. Septem- 
ber 1996. Grüner Teil 

Finden Sie 
.nicht auch,- 

daß der UiD eine weit größere Ver- 
breitung verdiente, als es die finanziel- 
len Möglichkeiten der Bundespartei 
erlauben? 

In Ihrem Stadtverband gibt es mit Si- 
cherheit engagierte Parteifreunde, die 
den UiD nicht in ihrer Funktion als 
Vorsitzende z. B. kostenlos beziehen, 
ihn aber trotzdem brauchen. 

Den Schritt über den Kreis derjenigen 
Mandats- und Funktionsträger hinaus, 
denen er von Amts wegen zusteht, hat 
der wöchentlich erscheinende Infor- 
mationsdienst längst gemacht: 

# Er wird regelmäßig vollständig in 
KomSys eingestellt und 

• hat inzwischen INTERNET und 
T-ONLINE erobert, über die wenig- 
stens die wichtigsten Informationen 
einer Ausgabe verbreitet werden. 

Es gibt aber auch nach wie 
vor das Abonnement. 
Werben Sie dafür! 
Sie wissen bestimmt, bei wem 

Der UiD kostet im Jahresbezug 56- 
DM und kann bei der 

UNION Betriebs GmbH 
Postfach 2449,53014 Bonn 

bestellt werden. Wir verschicken auf 
Wunsch gerne Exemplare zur Ansicht 
und zum Kennenlernen. 
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Kommentare 

Regierungsfähig 
üe>' Kanzler hat die Mehrheit, die Koaliti- 
on ist regierungsfähig. Sie hat nicht nur 
den Willen, das Land in eine neu gestalte- 
e Sozialordnung zuführen, sondern auch 

die Kraft, breiten Schichten Lasten und 
Ve>~zichte aufzuerlegen. Dies zu demon- 
tieren war das Ziel einer parlamentari- 
Schen Regie, der sich auch die Bundes- 
tysopposition und die SPD-geführte 
Mehrheit im Bundesrat unterweifen muß- 
*• Die wochen lange Einstimmung auf den 
'eitagstermin stellte sicher, daß dieser 

^Qchterweis in der gesamten Öffentlich- 
*e>t wahrgenommen wird. Kohl, Waigel, 
Schäuble und Gerhardt haben alles auf ei- 
n* Karte gesetzt - und gewonnen. Daß 
dtese Karte „Programm für mehr Wachs- 
'uni und Beschäftigung " heißt, ist nicht 
»Qs Wichtigste an ihr. Daß sie aber jeden 
}nZelnen Abgeordneten der Union und 

der FDP zwang, sich im Angesicht der öf- 
Je,vlichen Stimmungsmache für das Spar- 
Pvket der Regierung zu entscheiden, 
Reicht den Abstimmungserfolg noch be- 
^Mungsvoller. Die Leistung, nicht nur die 
"geordneten aus den Sozialausschüssen, 
°ndern auch ausnahmslos alle ostdeut- 
°nen CDU-Parlamentarier bei der Stan- 

°e gehalten zu haben, wird auf den Rest 
er Legislaturperiode ausstrahlen. 

Frankfurter Allgemeine 

"ie Mehrheit steht 
5 bestand weniger ein Grund zu lauter 
reude - dazu sind die Inhalte der Geset- 

J zu ernst - als zu stiller Genugtuung bei 
^r Koalition, daß die Kanzlermehrheit 

ndertprozentig steht. Und das in gleich 
pei getrennten Abstimmungen an einem 

eitagnachmittag. Ein Abnutzungseffekt 

nach fast zwei Jahren schweren Regierens 
im Bündnis von CDU/CSU und FDP wäre 
nicht allzu überraschend gewesen. Die al- 
te Weisheit britischer Premiers, daß knap- 
pe Mehrheiten im Unterhaus, der Mutter 
der Parlamente, für die Regierung in ent- 
scheidenden Situationen bequemer seien 
als große, hat sich auch für Bundeskanzler 
Kohl bestätigt. Rheinische Post 

Eine Zäsur 
Die Abstimmung markiert zur Halbzeit der 
Legislaturperiode eine Zäsur. Zwei Illu- 
sionen der Opposition sind endgültig ge- 
platzt: Zum einen, daß man die Regierung 
Kohl jagen würde. Zum anderen, daß man 
mit Hilfe der Mehrheit im Bundesrat auch 
dann Kompromisse erzwingen könne, 
wenn es um die grundsätzliche Marsch- 
route geht. Wer die Richtlinien der Politik 
bestimmen will, der muß den Kanzler stel- 
len - so steht es in der Verfassung, so wur- 
de es (jetzt) vorexerziert. ZDF 

Geschlossenheit eindrucksvoll 
demonstriert 
Heute zeigte die Regierungskoalition 
überzeugend, wer im Parlament die Mehr- 
heit hat. Kohl geht gestärkt in die nächste 
Runde der Auseinandersetzung mit der 
Opposition, mit den Bundesländern. Und 
zu dieser Stärke haben ihm ausgerechnet 
seine politischen Widersacher verholfen. 
Die Koalition hat ihre Geschlossenheit 
eindrucksvoll demonstriert. Das muß 
ernüchternd sein für die Opposition, die 
die Realitäten nun nicht mehr verkennen 
kann. Mag sein, daß diese Erkenntnis 
nach dem Schlachtengetöse der letzten 
Wochen nun zu einer sachlicheren und 
konstruktiveren Debatte füh rt. 

Westdeutscher Rundfunk 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

Die CDU ist klarer Sieger der 
Kommunalwahl in Niedersachsen 
Wir sind bei der Kommunalwahl in 
Niedersachsen wieder mit deutlichem 
Abstand die stärkste Partei geworden. 
Bezogen auf die Kommunal wahlen 1991 
ist es uns gelungen, den Abstand zur 
SPD noch ein Stück weiter zu ver- 
größern. Bezogen auf die Landtagswah- 
len 1994 haben wir aus einem 8-Pro- 
zent-Rückstand hinter der SPD einen 
3-Prozent-Vorsprung vor der SPD 
gemacht. Und bezogen auf die Bundes- 
tagswahl 1994 konnten wir unser 
Ergebnis in Niedersachsen sogar leicht 
verbessern. 

Die CDU ist damit wieder deutlich Num- 
mer 1 in Niedersachsen. Das ist ein großer 
Erfolg für Christian Wulff und eine 
schwere Schlappe für Gerhard Schröder. 

Ich interpretiere diese Wahl als eine 
Trendwende in Niedersachsen. Die abso- 
lute Mehrheit der Sozialdemokraten im 
Landtag spiegelt nicht mehr die Mehr- 
heitsverhältnisse in Niedersachsen wider. 
Wir verstehen diese Kommunalwahlen 
auch als ein gutes Fundament für die Aus- 
einandersetzung im Landtagswahlkampf 
1998. Wir setzen darauf, daß Christian 
Wulff im Frühjahr 1998 Gerhard Schröder 
als Ministerpräsident ablöst und damit 
nicht nur dem Land Niedersachsen ein 
Dienst erweist, sondern auch im Vorfeld 
der Bundestagswahlen ein weiteres wich- 
tiges Signal für die Union setzt. 
Aus bundespolitischer Sicht ist das Wahl- 
ergebnis eine Bestätigung unseres Kurses 
für mehr Wachstum und Beschäftigung. 
Wir haben ja bis in den Wahltag hinein die 
Diffamierungsversuche der SPD erlebt; es 

gab eine breite Anzeigenkampagne noch 
am Wochenende, mit der die SPD versucht 
hat, dieses Programm anzugreifen und her- 
abzusetzen. Die Diffamierungsversuche 
der SPD haben nichts gefruchtet. Die Wäh- 
lerinnen und Wähler haben sich davon 
nicht beirren lassen. Im Gegenteil: der An- 
teil der früheren SPD-Wähler, die zu Hau- 
se geblieben und der eigenen Partei nicht 
gefolgt sind, ist ein deutlicher Hinweis. 
Uns erfreuen einige Rückeroberungen in 
Niedersachsen. So konnte beispielsweise 
die rot-grüne Mehrheit im Landkreis Graf- 
schaft Bentheim zugunsten einer 
CDU/FDP-Mehrheit gebrochen werden. 

Vor der Presse kommentierte 
Peter Hintze am 16. September 
im Konrad-Adenauer-Haus das 
niedersächsische Wahlergebnis. 

Im Landkreis Osnabrück hat die CDU die 
absolute Mehrheit zurückerobert. 
Wir erwarten eine Reihe von spannenden 
Entscheidungswahlen. Wir werden unsere 
ganze Energie darauf setzen, diese Stich- 
wahlen für uns zu entscheiden. Das gilt vor 
allem für Hannover, wo Rita Pawelski den1 

Amtsinhaber dicht auf den Fersen ist. Es 
wäre natürlich von besonders großer pol'11' 
scher und psychologischer Bedeutung, 
wenn wir zum erstenmal in der Geschieht 
Hannovers mit Rita Pawelski die Oberbür- 
germeisterin stellen könnten. Und es wäre 
schön, wenn wir auf unserem Parteitag >n 

Hannover von einer Oberbürgermeister^ 
Rita Pawelski begrüßt werden könnten. 
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^lr gehen auch mit guten Aussichten in 
^le Stichwahlen in Oldenburg, wo der 
|-DU gegen jede Prognose mit Dr. Jürgen 
°eschel im ersten Anlauf der erste Platz 

gelungen ist und die SPD mit dem Amts- 
nhaber auf den zweiten Platz verwiesen 
wurde. Wir haben gute Aussichten bei der 

l'chwahl um den Landrat im Landkreis 
Uchow-Dannenberg, und wir wollen 

jJUch für die Stichwahl in Lüneburg alle 
Kräfte einsetzen. 

e> diesen Stichwahlen, für die wir jetzt 
°ch zwei Wochen Zeit haben, setzen wir 
Uni einen auf eine hohe Mobilisierung 
er eigenen Wählerinnen und Wähler. Wir 

iat>en schon bei dieser Wahl erlebt, daß 
.le Wahltreue der Unionsanhänger größer 
lsl als die Wahltreue der SPD-Anhänger. 
/^lr setzen zum zweiten darauf, daß die 
Jjrgerlich orientierten Freien Wähler die 
^-Kandidatinnen und -Kandidaten un- 

nützen. Wir wissen schließlich, daß 
•|ele Wähler der Grünen mit der SPD 
'cht mehr viel im Sinn haben. Sie werden 

,lch in jeder Stadt und in jedem Land- 
j, eis, wo es zur Stichwahl kommt, die 

andidatin und den Kandidaten sehr ge- 
du anschauen und angesichts der Beton- 
er^rustung, die SPD-Amtsinhaber mit ih- 

Zu kurz gesprungen 
Gerhard Schröders Dreisprung: ein gutes 
Ergebnis bei den Kommunal wählen, ei- 
nes bei den Landtagswahlen und dann, 
gleichsam als krönender Abschluß, die 
Kanzlerkandidatur der SPD - so einfach 
wird das nicht werden. Der erste Sprung 
war zu kurz. Das jetzt vorliegende Ergeb- 
nis hochgerechnet bedeutet für die Land- 
tagswahl 1998, daß Schröder seine abso- 
lute Mehrheit verlieren würde. Eine 
Mehrheit, die zwar damals mehr ein 
Glücksfall war, Schröder aber erst richtig 
in die vorderste Reihe der SPD gebracht 
hat. Ohne absolute Mehrheit im Land 
aber zahlte der „ Tiger von der Leine "für 
die Kanzlerkandidatur nicht mehr zwin- 
gend zur ersten Wahl. Kein Wunder, daß 
sich Bundes- und Landes-CDU zufrieden 
zeigen. Stuttgarter Zeitung 

rer Person und mit ihrer Amtsführung re- 
präsentieren, noch einmal sehr genau 
überlegen, wem sie in der Stichwahl ihre 
Stimme geben. 
Wir wollen unser gutes Ergebnis mit Er- 
folgen bei den Stichwahlen noch weiter 
verbessern. 

Christian Wulff: Vollauf zufrieden 
Der Landesvorsitzende von Nieder- 
sachsen, Christian Wulff, ist mit 
dem Ergebnis der Kommunalwahl 
v«m Sonntag „vollauf zufrieden". 
Die CDU sei die mit Abstand stärk- 
ste Partei, sagte Wulff am Montag 
,!ii ARD-Morgenmagazin. 
Die CDU Niedersachsen habe das 
beste Kommunalwahlergebnis der 
Christdemokraten erhalten. In keinem 
anderen Bundesland habe die CDU ein 
besseres Ergebnis erreicht. 

Das Wahlergebnis zeige auch, daß es 
richtig ist, vor Wahlen auch das Unpo- 
puläre zu sagen, betonte Wulff ange- 
sichts der Diskussionen um das Bon- 
ner Sparpaket. Die CDU Niedersach- 
sens stehe hinter dem Programm für 
mehr Wachstum und Beschäftigung. 
„Wir wollen mit der Bundes-CDU die 
notwendigen Entscheidungen treffen, 
damit Deutschland seine Zukunft nicht 
verschläft", sagte Wulff. 
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Vorläufiges Ergebnis der Direktwahl der Oberbürgermeisterin / des 
Oberbürgermeisters in der Stadt Oldenburg 

Wahlberechtigte 120466 
Wahlbeteiligung 67750 56,2 % 
gültige Stimmen 66699 

Dr. Jürgen Poeschel CDU 25560 38,3 % 
Dieter Holzapfel SPD 24209 36,3 % 
Dr. Thea Dückert Grüne 14614 21,9% 
Ingrid Brumm FDP 2316 3,5 % 
Stichwahl ist erforderlich zwischen Dr. Jürgen Poeschel (CDU) und Dieter Holzapfel (SP0 

Vorläufiges Ergebnis der Direktwahl der Oberbürgermeisterin / de* 
Oberbürgermeisters in der Stadt Hannover 

Wahlberechtigte 398728 
Wahlbeteiligung 227182 57,0 % 
gültige Stimmen 224589 

Herbert Schmalstieg SPD 97847 43,6 % 
Rita Pawelski CDU 88423 39,4 % 
Pico Jordan Grüne 21322 9,5 % 
Karl-Heinz Rädecker WGR 5344 2,4 % 
Marianne Taeglichsbeck FDP 4525 2,0 % 
Stichwahl ist erforderlich zwischen Herbert Schmalstieg (SPD) und Rita Pawelski (CVu) 

Vorläufiges Ergebnis der Direktwahl der Bürgermeisterin / des 
Bürgermeisters in der Stadt Lüneburg 

Wahlberechti gte 50484 
Wahlbeteiligung 28424 56,3 % 
gültige Stimmen 28031 

Ulrich Mägde SPD 13055 46,6 % 
Reiner Faulhaber CDU 9477 33,8 % 
Edda Ulrich Grüne 2452 8,7 % 
Wolfgang Weber STATT 1725 6,2 % 
Birte Schellmann FDP 1322 4,7 % 
Stichwahl ist erforderlich zwischen Ulrich Mägde (SPD) und Reiner Faulhaber (CDU) 
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Vorläufiges Ergebnis der Direktwahl der Landrätin / des Landrates in dem 
Landkreis Leer 

Wahlberechtigte 
Wahlbeteiligung 
gültige Stimmen 

feiner Faulhaber 
^ieter Beumann 

iann Pastoor 
Sünther Weelborg 
^2!gfLammerskötter |FDP 
Gewählt ist Reiner Faulhaber (SPD) 

SPD 
CDU 
Grüne 
WGR 

121720 
78374 
75467 

40389 
24546 

4723 
4217 
1592 

64,4 % 

53,5 % 
32,5 % 

6,3 % 
5,6 % 
2,1 % 

Vorläufiges Ergebnis der Direktwahl der Landrätin / des Landrates in dem 
Landkreis Lüchow-Dannenberg 

Wahlberechtigt 

Wahlbeteiligung 
Äge Stimmen 

_stian Zühlke 
Öl Joachim Schwarze 
{^Herzog 

CDU 
SPD 
WGR 
Grüne 

^gü^v.d. Bussche-H. [ FDP | 2401 | 8,1 %, 
Stichwahl ist erforderlich zwischen Ernst Stelte (CDU) und Christian Zühlke (SPD) 

43020 
30198 
29781 

11136 
10185 
2459 
3600 

70,2 % 

37,4 % 
34,2 % 

5,3 % 
12,1 % 

le Abkürzungen bedeuten: 

CDU 

Craug 
Grüne 

^atür 
ÖDp 

SPD 
Statt 

Christlich Demokratische Union Deutschlands 
Freie Demokratische Partei 
DIE GRAUEN - Graue Panther 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

DIE NATURGESETZ PARTEI, AUFBRUCH ZU NEUEM BEWUSSTSEIN 
Ökologisch-Demokratische Partei 
Partei des Demokratischen Sozialismus 
DIE REPUBLIKANER 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
STATT Partei 
Wählergruppen 
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Wir Europäer müssen einen 
eigenen Beitrag zur 

Friedenssicherung leisten 

Am 29. März 1996 ist in Turin die Re- 
gierungskonferenz zur Revision des Ver- 
trags über die Europäische Union, des 
Maastricht-Vertrags, eröffnet worden. Die 
Überprüfung der mit diesem Vertrag neu 
eingeführten Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) sowie der Ver- 
tragsvorschriften über eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik ist eines der zentralen 
Themen dieser Konferenz. 

Die Vereinbarungen über die GASP 
und eine gemeinsame Verteidigungspolitik 
stellen eine erste Antwort der Mitglied- 
staaten der Europäischen Union auf das 
Ende des Kalten Krieges und den Fall von 
Mauer und Stacheldraht dar. Die zwölf 
souveränen Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Union wollten durch gemeinsame 
Beschlüsse und Aktionen auf dem Gebiet 
der Außenpolitik das Gewicht der Euro- 
päischen Union in der Weltpolitik stärken. 
Vorrangiges Ziel war dabei, die verstärkte 
Übernahme von Verantwortung zur politi- 
schen und militärischen Stabilisierung auf 
dem europäischen Kontinent durch die 
Europäische Union zu ermöglichen. 

Fünf Jahre nach Abschluß des Maas- 
tricht-Vertrags hat sich erwiesen, daß die 
bisherigen Vertragsbestimmungen nicht 
ausreichen, um diesem Anspruch gerecht 
zu werden. Auch in unmittelbarer Nach- 
barschaft der Union sind regionale kon- 
ventionelle Kriege wieder führbar gewor- 
den. Wir Europäer dürfen aber zur Bewäl- 
tigung solcher Konflikte nicht immer auf 

die aktive Hilfe der USA hoffen, sondern 
müssen auch einen eigenständigen Beitrag 
zur Friedenssicherung leisten können. 
Auch die USA selbst wünschen sich die 
Europäische Union als starken Partner, def 

Konflikte in eigener Verantwortung be- 
wältigen kann. 

Angesichts der Tatsache, daß die 
GASP bisher den an sie geknüpften Er- 
wartungen nicht entsprochen hat, muß 

Beschluß des Bundesfachaus- 
schusses Außen- und Sicherheits- 
politik der CDU Deutschlands 

Ziel der Regierungskonferenz sein, die 
vertraglichen Grundlagen der GASP zu 
verbessern. Um die außenpolitische Hand' 
lungsfähigkeit der Union zu stärken. nu|S' 
sen Positionen schneller geklärt, artikul'er 

und angemessene Maßnahmen vereinbart 
und wirksam umgesetzt werden können- 

a Der Ratsvorsitzende, der für die 
GASP zuständige Generalsekretär des 
Rats und das für die Außenpolitik zustän- 
dige Kommissionsmitglied bilden eine 
neue Form der Troika, die die GASP nac 

außen repräsentiert. Damit werden die 
Kontinuität der GASP angesichts des re- 
gelmäßig wechselnden Ratsvorsitzes, pi 
Einbindung der Mitgliedstaaten und die 
Berücksichtigung der gemeinschaftlich6 

Interessen der Union sichergestellt. 
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Si Die bei Kommission, Rat, WEU und 
^'tgliedstaaten vorhandenen Kapazitäten 
2Ur Analyse, Planung und Vorbereitung 
A°n Ratsentscheidungen müssen in einen 
Analyse- und Planungsstab der Union zu- 
sammengeführt werden. Auf der Grundla- 
^ umfassender Informationen aus den 
JJ'tgliedstaaten, der Kommission und der 
WEU soll der Analyse- und Planungsstab 
^glichst frühzeitig unter besonderer 

erücksichtigung des Interesses der Union 
"'■tische Lagebewertungen und Hand- 

Ungsoptionen dem Rat vorlegen, damit 
61 Wahrung der Gemeinsamkeit ihre Kri- 
er>fähigkeit gewährleistet wird. Auf die- 
er Basis kann Krisen präventiv oder akut 

Gemeinschaftssicht im Rahmen dieser 
Arbeitseinheit den Aspekt der gemein- 
schaftlichen Interessen ausreichend sicher- 
zustellen, ist - neben der Mitarbeit von 
Beamten aus den Mitgliedstaaten - die an- 
gemessene Einbindung von Personal aus 
der Kommission von besonderer Bedeu- 
tung. Deshalb sollte auch ein eigenes Re- 
krutierungs- und Beförderungsrecht des 
Stabs für sein Personal vorgesehen wer- 
den. So kann am ehesten sichergestellt 
werden, daß sich die GASP bei konkurrie- 
renden Einschätzungen von seiten der 
Mitgliedstaaten nicht auf Beschlüsse und 
Maßnahmen auf Grundlage des kleinsten 
gemeinsamen Nenners reduziert, sondern 

Die Weiterentwicklung der Gemeinsamen 
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

der Europäischen Union 
in der Regierungskonferenz 1996 

'Plomatisch, ökonomisch oder militärisch 
egegnet werden. Die Wirksamkeit der er- 

zenen Maßnahmen wird durch den Pla- 
Ungsstab analysiert. 

^ Unter Verantwortung des Ratsvorsit- 
,.s sollte diese Arbeitseinheit von dem für 
,   *JASP zuständigen Generalsekretär 

fii    .   es ~ möglichst zusammen mit dem 
^ r die Außenpolitik zuständigen Mitglied 
j.r Kommission - geleitet werden. Auf 
£ Se Weise kann auch die angemessene 
. rucksichtigung derjenigen Bereiche der 
. ^nbeziehungen der Union, in denen 
I„Kommission bereits jetzt über zum 
fiiä VVe'treicner|de Zuständigkeiten ver- 
djf pW*e z- B- die Außenwirtschafts- oder 
dj Entwicklungspolitik, bei der Arbeit 
». es Stabes sichergestellt werden. 

aus Sicht der Union und in ihrem gemein- 
samen Interesse substantiellere, konstruk- 
tivere Ansätze erarbeitet. 

Hl 
.    Um gegenüber der Summe der 

2elanalysen der Mitgliedstaaten aus 

Die Außenvertretung der Union und 
die Leitung des gemeinsamen Analyse- 
und Planungsstabes einem neu zu ernen- 
nenden „Hohen Repräsentanten" zu über- 
tragen, lehnen wir ab. Mögliche Vorzüge 
wie eine verbesserte Erkennbarkeit der 
GASP nach innen und außen und eine 
kohärentere Koordinierung der verschie- 
denen Teilbereiche der Außenbeziehungen 
der Union können die Nachteile einer wei- 
teren Verkomplizierung des institutionel- 
len Aufbaus der Union und absehbarer 
Schwierigkeiten bei Aufgabenaufteilung 
und -abgrenzung im Verhältnis zu den bis- 
herigen nach außen tätigen Akteuren Vor- 
sitz. Troika und Kommission nicht kom- 
pensieren. 
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Entscheidend ist, daß die Regie- 
rungskonferenz bei den Entscheidungsver- 
fahren in der GASP eine substantielle Ab- 
kehr von den Rigiditäten des Konsensprin- 
zips, das wesentliche Ursache der unbe- 
friedigenden Ergebnisse der GASP seit 
dem Inkrafttreten des Maastricht-Vertrags 
ist, vereinbart. Die Erfahrung seit der Ein- 
heitlichen Europäischen Akte zeigt, daß 
allein die Möglichkeit von Mehrheitsent- 
scheidungen die Bereitschaft der Mitglied- 
staaten zu Kompromissen und Aufgabe 
von Blockadehaltungen soweit gefördert 
haben, daß letztlich meist im Konsens ent- 
schieden wurde. Diese Dynamik kann und 
muß auch in der GASP zur Entfaltung ge- 
bracht werden. So sollte vorgesehen wer- 
den, in der GASP in der Regel mit doppel- 
ter qualifizierter Mehrheit aus (gewichte- 
ten) Stimmen im Rat und der Bevölke- 
rungszahl der dadurch vertretenen Staaten 
zu entscheiden. 

Auf jeden Fall muß Sorge dafür ge- 
tragen werden, daß Blockademöglichkei- 
ten durch ein Veto ausgeschlossen werden. 
Auch müssen zeitgerechte Reaktionen der 
Union auf außenpolitische Entwicklungen 
möglich sein. Hierzu liegen verschiedene 
Modelle auf dem Tisch. 

Insgesamt muß für Institutionen, 
Gremien und Entscheidungsverfahren der 
GASP ein Handlungsrahmen geschaffen 
werden, in dem sich der Wille zur gemein- 
samen Handlungsfähigkeit der EU in Fra- 
gen der Außen- und Sicherheitspolitik ma- 
nifestieren und entwickeln kann. Bei 
Mehrheitsbeschlüssen unterlegene Minder- 
heiten müssen die getroffenen Entschei- 
dungen respektieren und sich unionstreu 
verhalten. Gruppen von Staaten sollten zu 
Aktionen im Auftrag der Union im Sinne 
einer verstärkten Zusammenarbeit befähigt 
werden, wenn diese Zusammenarbeit für 
die Teilnahme weiterer Mitgliedstaaten of- 
fen bleibt und der einheitliche institutionel- 
le Rahmen nicht verlassen wird. 

Der politische Wille zum gemeinsa- 
men Handeln sollte in einer Klausel des 
Vertrags Niederschlag finden, in der sich 
die Mitgliedstaaten ihre politische Solida- 
rität bei äußeren Herausforderungen versi- 
chern. Der Vorschlag einer derartigen Soli' 
daritätsklausel ist eine logische Konse- 
quenz der Entwicklung der EU zu einer irn' 
mer engeren Union der Völker Europas m1' 
gemeinsamen kulturellen Wurzeln, einem 
Binnenmarkt mit einheitlicher Währung 
und gemeinsamen Außengrenzen. Der W»' 
le zum gemeinschaftlichen Handeln mani- 
festiert sich in der Finanzierung der GAS" 
aus dem Gemeinschaftshaushalt. 

U  Als integraler Bestandteil der GAS? 
muß künftig eine gemeinsame europäisch 
Verteidigungspolitik und Verteidigung 
verwirklicht werden, damit die Union 
ihren eigenständigen Beitrag zur Wahrung 
von Frieden und Sicherheit in Europa le1' 
sten kann. Dazu ist die Schaffung eines 
Rates der Verteidigungsminister notwen- 
dig. Unverzichtbare Grundlage unserer 
Sicherheit bleibt dabei die NATO. Im 
Rahmen eines sinnvollen burden-sharing 
sollte der europäische Pfeiler der NATO 
ausgebaut werden. EU/WEU müssen in 
die Lage versetzt werden, nach KonsuU3' 
tion mit dem NATO-Rat regionale Kon- 
flikte in eigener Verantwortung bewältig 
zu können. Durch die Vereinbarung der 
NATO über „combined joint task-forces' 
werden dabei doppelte Kommandostrukt 
ren vermieden. Es ist unser Ziel, die 
WEU schrittweise in die EU zu 
integrieren. 

Nach dem Ende des Ost-West-Kon- 
flikts kommen in der sicherheits- und ve 
teidigungspolitischen Zusammenarbeit" 
neben den Aufgaben der kollektiven Ver- 
teidigung - Maßnahmen des Krisenman3 

gements, der Friedenserhaltung und der 
Konfliktvorbeugung immer größere Be- 
deutung zu. 
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aa m Die Mitgliedstaaten der Union, die 
n°ch keinem militärischen Bündnis an- 
|ehören, haben wiederholt ihre 
Bereitschaft dokumentiert, durch eine Be- 
jJ'J'gung an humanitären Aufgaben und 
^ettungseinsätzen, friedenserhaltenen 
^ufgaben, Kampfeinsätzen bei der 
^"isenbewältigung einschließlich 
Jkßnahmen zur Herbeiführung des Frie- 
ds - den sog. Petersberger Aufgaben der 
^EU - teilzunehmen, ohne jedoch zum 
pichen Zeitpunkt schon WEU-Mitglied 
*u Werden und damit die gegenseitige 

eistandsverpflichtung nach Art. V des 
örüsseler Vertrags über die WEU zu über- 
nehmen. 

NATO gewinnt ihre Glaubwürdigkeit 
durch die NATO insgesamt. 

EB - Ein möglicher Weg zur schrittweisen 
ntegration der WEU in die EU bestünde 
Jjjer darin, alle WEU-Aufgaben ein- 
, cnließlich der Zielsetzungen der Peters- 
erg-Aufgaben der WEU mit Ausnahme 

v°ri Art. V des WEU-Vertrags in den EU- 
ertrag aufzunehmen. Die Beistandsver- 

gjichtung des Art. V des WEU-Vertrags 
°nnte dabei als Zwischenschritt z. B. in 
^ Protokoll zum EU-Vertrag überführt 

erden; diese Beistandsverpflichtung im 
ahrnen des europäischen Pfeilers der 

kjfl Bei militärischen Aktionen der Uni- 
on mit Ausnahme von denen des Art. V 
des WEU-Vertrages darfeine Beschluß- 
fassung nicht durch ein Veto einzelner 
Staaten verhindert werden können. Eine 
konstruktive Enthaltung, die eine solche 
Vetomöglichkeit letztlich nicht aus- 
schließt, stellt keinen wirklichen Fort- 
schritt zu den bisherigen Vertragsregelun- 
gen dar. Eine Mehrheit von Mitgliedstaa- 
ten darf nicht durch eine Minderheit an 
der Durchführung gemeinsamer militäri- 
scher Aktionen der EU gehindert werden. 
Allerdings kann ein Mitgliedstaat - unbe- 
schadet der erforderlichen politischen und 
finanziellen Solidarität - nicht gegen sei- 
nen Willen zur unmittelbaren Teilnahme 
an militärischen Aktionen mit eigenen 
Truppen oder eigenem Material verpflich- 
tet werden. Gruppen von Mitgliedstaaten 
sollte in Fragen der Verteidigungspolitik 
gemeinschaftliches Handeln im Sinne ei- 
ner stärkeren Zusammenarbeit ermöglicht 
werden, wenn diese Zusammenarbeit für 
die Mitarbeit weiterer Mitgliedstaaten of- 
fen bleibt und der einheitliche institutio- 
nelle Rahmen nicht verlassen wird. 

Beschleunigtes Wirtschaftswachstum 
im zweiten Quartal 

Das Wachstum der deutschen Wirt- 
schaft hat sich im zweiten Quartal 
>«i Vergleich zum Jahresanfang be- 
schleunigt. 

Wie das Statistische Bundesamt in 
Wiesbaden mitteilte, erhöhte sich das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP), das den 
Wert der erwirtschafteten Leistung 
ausweist, in diesem Zeitraum gegen- 
über dem zweiten Quartal 1995 real 

um 1,2 Prozent. In den neuen 
Ländern und Berlin-Ost stieg das BIP 
im zweiten Quartal 1996 im Ver- 
gleich zum Vorjahreszeitraum um 
2,6 Prozent, nachdem es im ersten 
Quartal um 1,2 Prozent zurückgegan- 
gen war. In den alten Bundesländern 
vergrößerte es sich um 1,1 Prozent 
nach 0,3 Prozent im ersten 
Vierteljahr. 
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Mehr Lehrstellen durch Tarifverträge 
Der Bundesminister für Bildung, Wis- 
senschaft, Forschung und Technologie, 
Jürgen Rüttgers, erklärte anläßlich des 
Gesprächs des Bundeskanzlers mit den 
Präsidenten der Spitzenverbände der 
deutschen Wirtschaft zur aktuellen 
Situation auf dem Lehrstellenmarkt am 
12. September: 
Wichtigstes Ergebnis: Die Arbeitgeberver- 
bände haben erklärt, daß die Ausweitung 
des Lehrstellenangebotes zukünftig ver- 
stärkt zum Gegenstand von Tarifverhand- 
lungen gemacht wird. Die Beispiele im öf- 
fentlichen Dienst und in der Chemieindu- 
strie zeigen: Wenn Arbeitgeber und Ge- 
werkschaften an einem Strang ziehen, 
dann zahlt sich das sofort aus. Aus der zu- 
gesagten Steigerung um 5 Prozent wurde 
bei den Bundesressorts ja sogar eine Stei- 
gerung um 6 Prozent. 
Die Gespräche mit den Präsidenten des 
DIHT, des ZDH und mit den Wirtschafts- 
verbänden waren erfolgreich. Alle haben 
zugesagt, weitere Lehrstellen zu mobili- 
sieren. Das ist ein Gemeinschaftspaket der 
Wirtschaft für den Nachwuchs. So können 
wir die Lücke von gut 20.000 Plätzen, die 
die Bundesanstalt für Arbeit in der vergan- 
genen Woche ermittelte, schließen. Der 
Kraftakt vom August, als über 23.000 
neue Lehrstellen bei der Bundesanstalt für 
Arbeit gemeldet worden sind, kann erneut 
gelingen. 
Nach wie vor ist der beste Schutz vor Ar- 
beitslosigkeit eine qualifizierte Ausbil- 
dung. Das leistet unser duales System in 
hervorragender Weise. Trotzdem muß 
auch dieses System sich den Erfordernis- 
sen von heute anpassen. Wir brauchen 
deshalb eine Reform des Berufsausbil- 
dungssystems. Im Rahmen einer langfri- 
stig angelegten Strategie zur Verbesserung 
der Standortbedingungen haben wir vor 
zwei Jahren damit begonnen, das Berufs- 

ausbildungssystem grundlegend zu refor- 
mieren und modernisieren. Wir werden 
diesen Weg konsequent weiterverfolgen. 

In den Betrieben und Unternehmen wer- 
den praktische Talente gebraucht, für die 
es immer noch an geeigneten Ausbil- 
dungsmöglichkeiten fehlt. Wir brauchen 
neue praxisbetonte zweijährige Ausbil- 
dungsberufe und Stufenberufe. Wir arbei- 
ten an einer Stufenausbildung für Isolierer 
und für die Bauwirtschaft. Neue Ausbil- 
dungsberufe für Lernschwächere sind er- 
forderlich: z. B. Bauwerksabdichter, Fas- 
sadenmonteur und Fotolaborant. Wer das - 
wie die Gewerkschaften - verhindert, haf»' 
delt letztlich gegen die Interessen der Ju- 
gendlichen. 

Aber auch die Länder sind gefordert: Ich 
akzeptiere nicht, daß die Ausbildungsreire 

bei mehr als 10 Prozent der Schüler nicht 
gegeben ist. Das Versäumnis der Schule11 

bügelt der Bund derzeit aus. 1995 hat die 
Bundesanstalt für Arbeit für 46.000 Ju- 
gendliche besondere Hilfen geleistet, da- 
mit ihnen die Aufnahme einer Berufsaus- 
bildung überhaupt erst ermöglicht wurde- 
480 Mio. DM hat der Bund in diese Maß- 
nahmen investiert. Das sind klassische 
versicherungsfremde Leistungen. Die all- 
gemeinbildenden Schulen sind gefordert, 
hier ihre Hausaufgaben zu machen. 

Die heutige Veranstaltung hat gezeigt: 
Der Wille zur Veränderung und Moderni- 
sierung ist bei allen Beteiligten spürbar. 
Der notwendige Klimawechsel für die v 
rufsausbildung in Wirtschaft und Gesell- 
schaft ist eingeleitet, Berufsbildung ist 
wieder Chefsache geworden. Jetzt gilt es, 
den Blick nach vorn zu richten. Wir 
müssen schnell und zügig handeln. Alle 
stehen in konkreter Verantwortung. Urid 
alle müssen dieser Verantwortung gerec 
werden. 
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Jeder Ausbildungs willige 
erhält eine Lehrstelle 

^ach den drei Gesprächen des Bundes- 
kanzlers mit den Präsidenten und Haupt- 
j^schäftsführern der Industrie- und 
Handelskammern, der Handwerkskam- 
mern sowie dem Gemeinschaftsausschuß 
jfer gewerblichen Wirtschaft und den 
* reien Berufen zur Verbesserung der La- 
ße und der Perspektiven am Lehrstellen- 
Jüarkt erklärte der Staatsminister im 
Bundeskanzleramt Anton Pfeifer: 

j~ur Verbesserung der Lehrstellensituation 
J^t der Bundeskanzler in den letzten beiden 
lochen insgesamt drei hochrangige Ge- 
sPrächsrunden mit Vertretern der Wirtschaft 
geführt. Ziel der Gespräche war es, vorhan- 
ene Ausbildungsbereitschaft zu unterstüt- 

ze^ zusätzliche zu wecken und auch mittel- 
r,stig Anstöße für eine neue Ausbildungs- 
Vnamik in allen Bereichen unserer Wirt- 

schaft zu geben. 
leses Ziel ist voll erreicht worden. Kam- 

mern und Verbände haben zugesichert, daß 
ls zum Jahresende jedem ausbildungswilli- 

pn und -fähigen Jugendlichen eine 
Erstelle angeboten wird. Alle Beteiligten 

_etzen zum Endspurt an, die noch bestehen- 
J? Lücke von rund 20.000 fehlenden Aus- 
"dungsplätzen zu schließen. Die drei Ge- 

sprächsrunden haben ergeben, daß dieses 
deicht wird. 
n den Veranstaltungen ist deutlich gewor- 
.en^ welche hohe gesellschaftspolitische 
Deutung die Sicherung der Ausbildungs- 

formen unserer jungen Generation hat. Sie 
j. Sllgt nicht nur das Vertrauen in unsere 
• Zeitliche und soziale Ordnung, sondern 
y auch wesentliche Voraussetzung für die 

ermeidung höherer Jugendarbeitslosigkeit. 
e'chwohl müssen die Anstrengungen im 

kommenden Jahr unvermindert fortgeführt 
werden. Unsere bewährte duale Berufsaus- 
bildung bedarf weiterer Reformen, wenn sie 
mit der gesellschaftlichen und wirtschaftli- 
chen Entwicklung Schritt halten will. Die 
Verantwortung der Tarifpartner, durch aus- 
bildungsfördernde Abschlüsse zu mehr 
Lehrstellen beizutragen, wurde unterstri- 
chen. Für den aufstrebenden Dienstlei- 
stungssektor müssen zügig weitere neue Be- 
rufe geschaffen werden. Die betriebliche 
Ausbildungskomponente muß gestärkt wer- 
den. Dabei geht es um die intelligente Orga- 
nisation der Berufsschulzeiten entsprechend 
regionaler und branchenspezifischer Beson- 
derheiten. Hier sind die Länder gefordert. 

Deutlich ist aber auch geworden, daß für die 
Berufsausbildung die Schnittstelle zur allge- 
meinbildenden Schule eine große Rolle 
spielt. Viele noch freie Lehrstellen können 
nur deshalb nicht besetzt werden, weil es 
den Bewerbern teilweise an den notwendi- 
gen Grundfähigkeiten fehlt. Um solche De- 
fizite auszugleichen, werden von der Bun- 
desanstalt für Arbeit Förderlehrgänge mit 
einem Volumen von fast einer halben Milli- 
arde DM im Jahr durchgeführt. Damit wer- 
den von der Arbeitsverwaltung Aufgaben 
wahrgenommen, die an sich den Ländern 
obliegen. Der Bundeskanzler hat angekün- 
digt, daß er dies zu einem Thema seiner Ge- 
spräche mit den Ländern machen will. 

Für einen dauerhaften Lehrstellenschub 
brauchen wir aber zuallererst neue Beschäf- 
tigungsimpulse. Die Bundesregierung leistet 
hierzu durch das Aktionsprogramm für In- 
vestitionen und Arbeitsplätze sowie das 
Programm für mehr Wachstum und Be- 
schäftigung einen wesentlichen Beitrag.    ■ 



Seite 16- UiD 28/1996 BESCHÄFTIGUNG 

Aus vorhandener Arbeit 
Arbeitsplätze machen 

Der Vorsitzende des Bundesfachaus- 
schusses Gesellschaftspolitik, Hermann- 
Josef Arentz, und die stellvertretende 
Vorsitzende des Bundesfachausschusses 
Gesellschaftspolitik, Maria Böhmer, ha- 
ben die Initiative der Bundesregierung 
begrüßt, im Rahmen einer wachstums- 
und beschäftigungsfreundlichen Steuer- 
politik das Beschäftigungsfeld Privat- 
haushalt zu erschließen, Anreize für die 
Schaffung neuer Sozialversicherungs- 
pflichtiger Arbeitsplätze für Haushalts- 
kräfte zu setzen und so dem Mißbrauch 
und der Schwarzarbeit in diesem Be- 
reich zu begegnen. 

Zugleich soll den privaten Arbeitgebern 
durch Einführung eines Haushaltsscheck- 
verfahrens die Arbeitgeberfunktion er- 
leichtert werden. 

In einer gemeinsamen Erklärung der bei- 
den Fachausschuß-Vorsitzenden heißt es 
weiter: Die Erfahrungen in unserem Nach- 
barland Frankreich, das das Haushalts- 
scheckverfahren bereits seit einiger Zeit 
praktiziert, zeigen, daß dadurch viele Ar- 
beitsplätze geschaffen werden. Der Bun- 
desfachausschuß Gesellschaftspolitik for- 
dert die Bundesregierung auf, die vorge- 
legten Pläne auch tatsächlich umzusetzen 
und bei der Umsetzung auf eine möglichst 
einfache Handhabung zu achten. Hier bie- 
tet sich die Chance, durch Setzung von ge- 
eigneten Rahmenbedingungen reguläre 
Arbeitsplätze zu schaffen. 
Der Bundesfachausschuß Gesellschaftspo- 
litik fordert die Bundesregierung daher auf, 
# für breite Bevölkerungsschichten steu- 
erliche Anreize zur Sozialversicherungs- 
pflichtigen Beschäftigung von Haushalts- 

kräften in Privathaushalten im Jahressteu- 
ergesetz ab 1997 zu realisieren; 

# in die steuerliche Absetzbarkeit auch 
Kosten für Sozialversicherungspflichtige 
Haushaltskräfte einzubeziehen, die über 
Dienstleistungszentren in Privathaushalten 
tätig sind; 
# das Haushaltsscheckverfahren steuer- 
rechtlich und sozialversicherungsrechtlich 
so einfach wie möglich auszugestalten. 

Heute beschäftigen lediglich l Promille 
aller 36 Mio. Haushalte in Deutschland 
Sozialversicherungspflichtige Haushalts- 

Neue Beschäftigung in privaten 
Haushalten erschließen 

kräfte. Diesen 36.000 Haushalten stehen 
732.000 geringfügig beschäftigte Haus- 
haltskräfte und eine schwer abzuschätzen- 
de hohe Zahl von Schwarzarbeitsverhält- 
nissen entgegen. Der private Haushalt ist 
damit gemessen an der Zahl der sozialver- 
Sicherungspflichtigen Beschäftigungsver- 
hältnisse der Beschäftigungssektor mit 
dem größten Anteil ungeschützter und il'e' 
galer Beschäftigungsverhältnisse. Ihr An- 
teil übersteigt den der sozialversiche- 
rungspflichtig Beschäftigten um ein Viel- 
faches. 
Angesichts von 4 Millionen Arbeitslosen 
kann das nicht länger hingenommen wer- 
den. Die rechtlichen und strukturellen 
Rahmenbedingungen sind daher so zu ve 
ändern, daß Anreize für mehr sozialversi- 
cherungspflichtige Beschäftigung gegebe^ 
werden. Bei geeigneten Rahmenbeding1"1 
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§en könnten nach Berechnungen des Insti- 
tuts der deutschen Wirtschaft bis zu 
°'0.000 Sozialversicherungspflichtige 
v°ll- und Teilzeitarbeitsplätze entstehen. 

Lokale Initiativen fördern 
°ie Europäische Union hat in ihrem 1993 
Veröffentlichten Weißbuch „Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung" ei- 
J^e Strategie zur Schaffung von mehr Ar- 
beitsplätzen definiert und empfiehlt eine 
aktive Arbeitsmarktpolitik zur Förderung 
'°kaler Initiativen. Die Kommission rech- 
net die häuslichen Dienstleistungen im 
Rahmen dieser Überlegungen zu den Ge- 
beten, in denen Arbeitsplätze in großer 
^ahl geschaffen werden könnten. 
u'e steuerlichen Rahmenbedingungen 
Müssen so ausgestaltet werden, daß die so- 
2ialversicherungspflichtige Beschäftigung 
p°n Haushaltskräften für möglichst viele 
Privathaushalte attraktiv ist. " 
U|

TI auch die typische stundenweise Be- 
schäftigung in privaten Haushalten in die 

eschäftigungsoffensive einzubeziehen 
nd auch bei diesen Arbeitsplätzen für Ar- 
eitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu re- 

gulärer Beschäftigung zu kommen, ist die 
Beschäftigung in Dienstleistungszentren 
in die steuerliche Absetzbarkeit einzube- 
ziehen. Nur mittels einer Ergänzung des 
im Jahressteuergesetz 1997 vorgesehenen 
Haushaltsscheckverfahrens durch die bun- 
desweite Einrichtung von Dienstleistungs- 
zentren wird es gelingen, das Beschäfti- 
gungsfeld Privathaushalt in seiner Breite 
zu erschließen. Allerdings werden sich 
Dienstleistungszentren nur dann am Markt 
behaupten können, wenn auch die über 
Dienstleistungszentren tätigen Haushalts- 
kräfte in die steuerliche Förderung einbe- 
zogen werden. 

Hinderisse beseitigen 
Je einfacher das vorgesehene Haushalts- 
scheckverfahren ist, desto eher wird es von 
den privaten Arbeitgebern genutzt werden 
und um so mehr Sozialversicherungspflich- 
tige Beschäftigungsverhältnisse entstehen. 
Dieses Ziel ist nur durch eine stärkere 
Typisierung und Standardisierung zu errei- 
chen. Dem entgegenstehende steuerrechtli- 
che und sozialversicherungsrechtliche 
Regelungen müssen vereinfacht werden. 

Die Junge Union Deutschlands sucht 
zum 1. Dezember 1996 für die Bun- 

desgeschäftsstelle in Bonn eine/einen 
Chefsekretär/in / 
Organisationsreferent/in 
für das Büro der 
Öundesgeschäftsführerin 

Aufgaben: 
• Organisation von Veranstaltungen und 
^tzungen • Sekretariatsarbeiten für den 
ßundesvorsitzenden und die Bundesge- 
^häftsführerin • Reisevorbereitungen 
• Projektbezogene Arbeiten 
Anforderungen: 
• kfm. Ausbildung • Beherrschung der 

deutschen und englischen Sprache in 
Wort und Schrift • Computerkenntnis- 
se Voraussetzung (Winword, Excel); In- 
ternet-Kenntnisse erwünscht 
• hohes Maß an Mobilität und Flexi- 
bilität • Höchstalter 30 Jahre 

Vergütung: 
in Anlehnung an BAT IV b (Bund) 

Schriftliche Bewerbungen ein- 
schließlich aller üblichen Unterla- 
gen sind bis zum 1. Oktober 1996 
an die Bundesgeschäftsstelle der 
Jungen Union 
Annaberger Str. 283, 
53175 Bonn, zu richten. 
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Wolfgang Schäuble: 

Die Menschen in vielen 
europäischen Ländern schauen 

in diesen Tagen auf diese Debatte 
Wenn wir über die Grundfragen deut- 
scher Politik diskutieren, gehört auch 
diese Feststellung dazu: Wir sind in die- 
ser Legislaturperiode große Schritte ge- 
gangen, um unsere Beiträge für den 
Frieden in Europa zu leisten und um zu 
erreichen, daß die gewaltigen Spannun- 
gen zwischen den Kontinenten nicht im- 
mer weiter wachsen, daß wir vielmehr 
eine Chance haben, auch in Zukunft 
Frieden und Freiheit zu sichern und zu 
bewahren. Der Weg der Bundesregie- 
rung ist richtig, und wir werden sie da- 
bei weiter unterstützen. 
Das weltweite Zutrauen in die Politik die- 
ser Bundesregierung, mit der wir diesen 
Beitrag leisten, ist ungebrochen. Die Er- 
wartungen sind manchmal so groß, daß 
man fast schon die Sorge haben könnte, 
Herr Bundeskanzler, unsere Möglichkei- 
ten und Fähigkeiten würden überschätzt. 
Wir müssen den Erwartungen gerecht wer- 
den und dazu gehört, daß wir auch in Zu- 
kunft unsere wirtschaftliche Leistungs- 
und Wettbewerbsfähigkeit, unsere soziale 
Stabilität und auch unsere innere Sicher- 
heit bewahren. 
Die Menschen in vielen europäischen 
Ländern schauen in diesen Tagen auf diese 
Debatte und die Entscheidungen des Deut- 
schen Bundestages, weil sie eine Antwort 
auf die Frage suchen: Gibt es in Deutsch- 
land die politische Kraft, die die notwen- 
digen Veränderungen durchsetzt? Wenn 
wir dies nicht schaffen, werden viele Men- 

schen ihre Hoffnungen zurücknehmen 
müssen. 
Wenn wir darüber reden, daß wir unsere 
Wettbewerbsfähigkeit erhalten müssen - 
woran kein Weg vorbeiführt, weil wir aus 
dem Standortwettbewerb nicht aussteigen 
können -, dann muß man die Frage an- 
schließen, woran es liegt, daß der Anteil 
ausländischer Direktinvestitionen an den 
Investitionen insgesamt für den Zeitraum 
1990 bis 1993 - nach dem Gutachten des 

Aus der Rede des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion in der 1. Lesung 

des Bundeshaushaltes 1997 
am 11. September 

[fo-Instituts - in den Niederlanden 13 Pf0' 
zent, in Großbritannien 12 Prozent, in 
Frankreich 8 Prozent und in Deutschland 
1,5 Prozent beträgt. 
Woran liegt es, daß zehnmal soviel deut- 
sches Kapital im Ausland investiert wird 
wie ausländisches Kapital in Deutschland- 
Dies verursacht einen Transfer von Ar- 
beitsplätzen ins Ausland und schwächt ufl' 
sere Wettbewerbsfähigkeit. 

Sie werden doch nicht im Ernst be- 
streiten wollen, daß investiertes Ka* 
pital in Deutschland höher besteuei" 
wird als in irgendeinem anderen ve 
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gleichbaren europäischen Land, je- 
denfalls in einem eben von mir er- 
wähnten europäischen Land. Wenn 
investiertes Kapital in Deutschland 
höher besteuert wird als in anderen 
Ländern, dann ist dies die Ursache 
für die Entwicklung, daß immer 
niehr Investitionen und damit Ar- 
beitsplätze aus Deutschland abwan- 
dern. Dies müssen wir ändern, wenn 
wir unsere Verantwortung im Kampf 
gegen die Arbeitslosigkeit ernst neh- 
men. 

folgender Satz - Herr Scharping hat ihn 
•teilte morgen gesagt; Frau Matthäus-Mai- 
^r hat ihn gesagt - ist bezeichnend: Der 
°zialstaat ist nicht zu teuer, sondern die 

^peitslosigkeit ist zu teuer; deswegen 
Müssen wir sie bekämpfen. - Schon rich- 
'§• Aber dann lassen Sie uns sie bekämp- 
en. Was müssen wir tun, um die Arbeits- 
amkeit zu bekämpfen? Wir müssen die 
•^hmenbedingungen für Investitionen 
erbessern. Das ist das erste. Das heißt: Es 

^uß jetzt endlich die Unternehmenssteu- 
, Reform zustande kommen. Die Gewerbe - 
aPitalsteuer muß abgeschafft werden. 

Es wurde auch gesagt, daß der Weg 
der Sozialdemokraten, die Besteue- 
rung unternehmerischer Erträge 
Weiter zu erhöhen, falsch ist. Dies ist 
Gift für die Arbeitsplätze und für die 
Wirtschaftliche Entwicklung. 

r Programm läuft darauf hinaus, unter- 
merische Erträge höher zu besteuern - 

.ll Hilfe der Vermögensabgabe oder in- 
k ^ Sie den Spitzensteuersatz nicht sen- 
. n - als nach dem heutigen Stand. Sie 

rgessen gelegentlich, daß auf Einkünfte 
^ s Gewerbebetrieb der Spitzensteuersatz 
50pe scnon 47 Prozent beträgt. Wenn Sie 
(j       Zent n'cht unterschreiten wollen, 
^nn kommen Sie nicht zu einer Senkung. 

nn Sie gleichzeitig noch die Bemes- 
rei ?'s§rLlndlage i|T1 unternehmerischen Be- 
fy, n nachhaltig verbreitern wollen, dann 

•t das zu einer höheren Unternehmens- 

besteuerung. Das ist nach unserer Über- 
zeugung der falsche Weg. 

Im übrigen will ich Ihnen zu der Vermö- 
gensteuerdiskussion folgendes sagen: Ich 
weiß, diese Diskussion verführt Oppositi- 
onspolitiker. Sie glauben, daß die Argu- 
mentation, daß die Vermögensteuer ge- 
senkt, aber das Kindergeld nicht erhöht 
werde, in der Öffentlichkeit ankommt. 
Nach dem Urteil des Bundesverfassungs- 
gerichts ist - Theo Waigel hat das gestern 
ausführlich und überzeugend dargelegt - 
eine weitere Erhebung der Vermögensteu- 
er nur in engen Grenzen und im Grunde 
nur bei mittleren Einkünften möglich. Wir 
sind uns, wenn ich das richtig verstanden 
habe, immer noch einigermaßen einig, daß 
wir Betriebsvermögen, also investiertes 
Kapital, in Zukunft nicht mehr der Vermö- 
gensteuer unterwerfen wollen. Sie sollten 
bitte akzeptieren - der Bundesfinanzmini- 
ster hat die Zahl gestern genannt -: 
58 Prozent der Vermögensteuer entfallen 
heute auf Betriebsvermögen. Sie sollten 
bitte auch zur Kenntnis nehmen, daß die 
Länderfinanzminister, von denen Sie die 
Mehrheit stellen, darauf hingewiesen ha- 
ben, daß dann, wenn man nur noch die 
restlichen 42 Prozent des Vermögens be- 
steuert, die Erhebungskosten der 
Vermögensteuer ungefähr die Hälfte des 
Steuerertrags auffressen. Das macht 
keinen Sinn. 

Unser Vorschlag ist nicht, die Vermögen- 
steuer auf Nichtbetriebsvermögen ersatz- 
los abzuschaffen, sondern unser Vorschlag 
ist, die Vermögensteuer mit der Erb- 
schaftsteuer zusammenzufassen. Das ist 
eine Steuervereinfachung, die denselben 
Ertrag bringen soll. Der Vorschlag kann so 
blöd nicht sein, denn auch der rheinland- 
pfälzische Ministerpräsident Beck von der 
SPD hat genau diesen Vorschlag gemacht. 

Wir sollten keinen Weg gehen, der 
keinen Sinn macht und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen verhindert. Wir 
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sollten auch nicht in dieser 
demagogischen Art diskutieren, 
sondern uns mit der Sache aus- 
einandersetzen. 

Wie toll das gelegentlich geht, ist mir bei 
der Lektüre des Protokolls des Bundesra- 
tes vom 5. Juli dieses Jahres aufgestoßen. 
Sie reden davon - auch Sie, Herr Schar- 
ping, haben das heute wieder getan -, man 
solle endlich die Schlupflöcher schließen, 
die Sonderabschreibungen beseitigen und 
dafür sorgen, daß die Reichen auch wirk- 
lich Steuern bezahlen. Herr Voscherau hat 
vor einiger Zeit einmal törichterweise ge- 
sagt, in Hamburg würde kein Millionär 
mehr Steuern bezahlen, woraufhin ihn 
sein Finanzsenator darauf hingewiesen 
hat, das solle er nicht sagen. 
Aber der Vorgang ist bemerkenswert. Der 
Ministerpräsident des Saarlands, Lafontai- 
ne, der zugleich SPD-Vorsitzender ist, hat 
in der Bundesratssitzung am 5. Juli 1996 
gesagt: „Blockieren Sie nicht länger - das 
habe ich hier schon zehnmal vorgetragen - 
den Abbau überflüssiger Steuersubventio- 
nen . ..". Eine Weile später sagte er, daß 
„Einkommensmillionäre die Einkommen- 
steuer über Abschreibungsbedingungen 
eben gegen Null führen können". Eine 
Stunde später hat die Bundesratsmehrheit 
mit der Stimme des Saarlandes den Antrag, 
Sonderabschreibungen für Flugzeugbau 
und Schiffbau abzuschaffen, abgelehnt. 
Die Lateiner sagen: Venire contra factum 
proprium. Das Handeln gegen das, was 
man selbst als Ursache gesetzt hat, ist eine 
derartige Zumutung für das Funktionieren 
unserer demokratischen Prozesse, daß ich 
wirklich meine, man sollte jetzt endlich da- 
mit aufhören. Die SPD sollte endlich auf- 
hören zu beklagen, daß die Neuver- 
schuldung im Haushalt 1996 zu groß ist, 
zumal uns die sozialdemokratische Mehr- 
heit daran gehindert hat, rechtzeitig not- 
wendige Spargesetze durchzusetzen. 
Wenn Sie sich ein bißchen mehr mit der 
Wirklichkeit in unserem Lande beschäfti- 

gen, können Sie nicht solche verzerrten 
Bilder darstellen, wie Sie es heute morgen 
getan haben. Ich glaube, wir sind auf dem 
richtigen Weg. 
Ich will mich jetzt nicht mit der Frage be- 
schäftigen, warum Niedersachsen seine ei- 
genen Anstrengungen, Existenzgründer zu 

fördern, einstellt; denn das ist ein geson- 
dertes Problem. Aber die Würdigung unse' 
rer Politik und unserer Bemühungen ist 
immerhin der Erwähnung wert. 

Ich glaube übrigens auch nicht, daß 
wir in unserem Land einen Mangel 
an Beschäftigung haben. Wir haben 
vielmehr einen Mangel an Nachfrage 

nach Arbeit zu den Preisen, die 
reguläre Arbeit in Deutschland 
kostet. 

Deswegen glaube ich nicht, daß Ihre 
Theorie, die Sie auch heute morgen 
vertreten haben - Sie haben Lafontaines 
Ansicht übernommen; das ist bei Schar- 
ping neu -, daß man nämlich durch die 
Stärkung der Massenkaufkraft unsere 
strukturellen Probleme lösen könne, bei 
der heutigen Problemlage die richtige 
Lösung bietet. 

Meiner Meinung nach ist die Arbeit in 
Deutschland zu teuer. Wenn Arbeit noch 
teurer wird - und Stärkung der Massen- 
kaufkraft heißt in Wahrheit Arbeit teurer 
machen -, dann werden wir noch weniger 
Nachfrage nach Arbeit haben. Das Ergebn's 

wird eine noch höhere Arbeitslosigkeit sei 

Ich will Ihnen noch einmal unser Ziel v° 
tragen: Wir setzen in dem Programm füf 

mehr Wachstum und Beschäftigung dar- 
auf, daß die Chance besteht, insbesondere 
bei kleineren Unternehmen, Neugründer 
und Selbständigen, neue Arbeitsplätze zu 

schaffen. Dort wollen wir ansetzen, von 
der Kapitalausstattung bis hin zu Förder- 
programmen. Der Finanzminister hat gp' 
stern berichtet, daß von der Kreditansta' 
für Wiederaufbau bis September schon s 
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v'ele Kredite vergeben worden sind wie 
lm gesamten Vorjahr. 

^ Niedersächsischen Landtag hat der 
fliege Stock von der CDU kürzlich die 
rage eingebracht, warum das Land 

Miedersachsen seine Mittel für Eigenkapi- 
^'hilfeprogramme zurückgefahren habe. 

araufhin hat der niedersächsische 
//'rtschaftsminister Fischer am 4. Septem- 
^ 1996 - ich habe das Protokoll da - 
geantwortet: 

Die Konditionen des Eigenkapital- 
uilfeprogramms des Bundes sind so 
hervorragend, insbesondere bei 
Laufzeit und Zins- und Tilgungsge- 
staltung, daß wir töricht wären, mit 
unseren ohnehin knapp bemessenen 
Landesmitteln dagegen anzukonkur- 
rieren. 

. fir Scharping, Sie haben heute morgen - 
ctl War dabei - die Anhebung der Alters- 
^renze in der Rentenversicherung als et- 

as besonders Unsoziales beschrieben. 
ngesichts einer demographischen Ent- 

wicklung, in der das Lebensalter der Be- 
|°

1kerung im Durchschnitt über 75 Jahre 
,.egt, der Zeitraum der Ausbildung immer 
*nger wird - man wird nahezu 24 Jahre 

> bis man in das Erwerbsleben eintritt - 
11(1 das tatsächliche Renteneintrittsalter 

, ler 58 Jahren liegt, müssen wir doch 
1
0rrigieren und dafür sorgen, daß das 

sächliche Renteneintrittsalter wieder 
er 60 Jahren liegt. Das kann man doch 

^cht ernsthaft bestreiten. Wer darüber so 
v 

e Herr Scharping heute morgen spricht, 
^Weigert doch jeden Beitrag, um bezahl- 
r 

re Arbeit und soziale Sicherheit in unse- 
111 Lande zu erhalten. 

(I übrigen ist es eine gute Entwicklung, 
JJ die Menschen länger in besserer Ge- 
fen leben können als in früheren Jah- 

• darauf kann man aber nicht damit rea 

»«h 
§leren, daß man immer früher in den 

w 
estand geht. Das ist die falsche Ant- 

n auf eine gute Entwicklung. Reden 

Sie doch den Menschen nicht immer Äng- 
ste ein und treiben Sie sie nicht ausein- 
ander, sondern helfen Sie mit, miteinander 
das Notwendige und Vernünftige zu tun. 

Da Sie so gegen eine Selbstbeteili- 
gung bei der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall polemisieren, möchte 
ich sagen: Es gibt doch kein anderes 
Land in Europa, in dem noch eine 
lOOprozentige Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall existiert. 

Alle - überwiegend sozialdemokratische 
Regierungen - haben dies geändert. Man 
kann dann immer noch darüber streiten, 
ob es richtig ist oder nicht, und kann als 
Arbeitnehmerorganisation und Gewerk- 
schaft auch Demonstrationen durchführen. 
Das ist alles richtig. Man sollte die Selbst- 
beteiligung jedoch nicht so diffamieren, 
daß die Menschen glauben: Jetzt bricht die 
Welt zusammen. 
In Wahrheit ist es so: Die Menschen kön- 
nen ja ihre Urlaubsansprüche anrechnen 
lassen. Wir haben heute 30 Urlaubstage. 
Ich habe davon gesprochen, daß andere 
auf uns schauen, daß wir Verantwortung 
für andere tragen, daß wir darauf achten 
sollten, was andere uns raten, und daß wir 
aus dem internationalen Vergleich manche 
Anregungen dafür schöpfen sollten, was 
wir tun und nicht tun können. 
Ich möchte Ihnen doch noch einmal in 
Erinnerung rufen - der Finanzminister hat 
es gestern erwähnt, aber man muß das 
auch in die Debatte heute einführen -, was 
die OECD in ihrem jüngsten Gutachten 
zur Lage in Deutschland sagt. Daß sie uns 
auffordert, das 50-Punkte-Programm für 
mehr Wachstum und Beschäftigung 
möglichst ohne Änderung zu beschließen, 
ist doch eine Tatsache, die man in dieser 
Debatte ernst nehmen muß. Sie sagt: 

Angesichts der ungünstigeren Wachs- 
tumsaussichtenfür 1997 und der sich 
verschlechternden Arbeitsbedingun- 
gen kündigte die Bundesregierung im 
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April ein Maßnahmenpaket an, das ei- 
ne Ergänzung zu dem im Februar 
bekanntgegebenen 50-Punkte- 
Programm für mehr Wachstum und 
Beschäftigung darstellt. Dieses 
Paket gibt die Richtung für die 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
an. 

Weiter heißt es: 
Bei strikter Umsetzung würde das 
Maßnahmenpaket vom April auf der 
Grundlage der gegenwärtigen Projek- 
tionen ausreichen, um das Defizit-Kri- 
terium des Maastricht- Vertrages 1997 
zu erfüllen. 

Das ist das Gütezeichen für die Richtig- 
keit unserer Politik. 
Herr Lafontaine, Sie sind in der vergange- 
nen Woche am gleichen Tag wie ich in 
Den Haag gewesen. Sie wissen genau, 
was Ihr sozialdemokratischer Kollege, der 
niederländische Ministerpräsident, an 
Sparmaßnahmen in seinem Land durchge- 
setzt hat; das geht weit über unsere 
Maßnahmen hinaus. Sie wissen genau, mit 
welcher gespannten Aufmerksamkeit die 
Niederländer, die Franzosen und viele 
andere in Europa darauf schauen, ob es 
die Deutschen fertigbringen, ihre 
Probleme zu lösen. Sie hoffen alle, daß 
wir sie lösen, denn sie wissen, daß wir 
eine große Bedeutung auch für die ande- 
ren haben. Deswegen haben wir eine 
Verantwortung. 
Ich sage Ihnen: Ihre sozialdemokratischen 
Kollegen in Europa würden, wenn sie heu- 
te, morgen und übermorgen hier abstim- 
mungsberechtigt wären, alle mit uns stim- 
men. 
Herr Kollege Scharping, dann haben Sie 
noch etwas gemacht, bei dem ich mich ge- 
wundert und überlegt habe: Was soll denn 
das? Sie haben dem Bundeskanzler vorge- 
worfen, er vollziehe angesichts des Aus- 
bildungsplatzproblems nur symbolische 
Handlungen. 

Wohl kein halbwegs redlich urteilen- 
der Mensch in Deutschland bestrei- 
tet, daß es noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland ei- 
nen Regierungschef gegeben hat, der 
sich höchstpersönlich und mit so 
großer Intensität und persönlichem 
Einsatz darum gekümmert hat, daß 
alle jungen Menschen eine Chance 
auf einen Ausbildungsplatz haben. 
Herr Bundeskanzler, wir danken Ih- 
nen dafür. 

Ich weiß, Ihr Argument ist: Das reicht 
nicht; wir brauchen eine Ausbildungs- 
platzabgabe. Unser Argument ist: Das ist 
der falsche Weg. Noch mehr Abgaben, 
noch mehr Steuern, noch mehr Bürokrat^ 
lösen die Probleme nicht. 
Man muß aber auch die Bemerkung ma- 
chen - ich bin nicht sicher, Herr Schar- 
ping, ob eine solche Rede, wie Sie sie 
heute morgen gehalten haben, dabei wirk' 
lieh hilft: Es gibt nicht nur das Problem, 
daß wir 3,9 Millionen Arbeitslose haben, 
es gibt nicht nur das Problem, daß junge 
Menschen Ausbildungsplätze suchen, son- 
dern es gibt leider auch die andere Wahr- 
heit, daß immer noch viele Arbeits- und 
Ausbildungsplätze in Deutschland nicht 
zu besetzen sind. 

Man muß doch fragen: Woran liegt 
es, daß in dieser Zeit mitten im 
Ruhrgebiet Tausende von Arbeits- 
plätzen nicht besetzt werden können* 
was wir alle in den Zeitungen gelesen 
haben? Man muß doch fragen: Wof' 
an liegt es, wenn Großunternehmen 
der chemischen Industrie - ich kann 
Ihnen die Beispiele nennen - sagen: 

Wir bekommen unsere Ausbildung8" 
platze für Chemiearbeiter nicht be- 
setzt? 

Wir müssen den jungen Menschen auch 
sagen: Bitte, wir tun alles für eure Zu- 
kunftschancen. Es geht aber nicht imm^r 
nur auf dem bequemen Weg. Vieles, was 
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w'r an politischen Entscheidungen erör- 
tern und prüfen, was wir dann auch durch- 
setzen müssen, ist nicht bequem. Der 
bequeme Weg führt meistens - das kann 
lch, der ich aus dem Schwarzwald stam- 
me, Ihnen sagen - bergab. Bergauf ist es 
ein wenig anstrengender; aber es lohnt 
sich. 

Wir müssen den jungen Menschen sagen: 
lr>r müßt aber auch die Chancen wahrneh- 
men, die sich euch bieten. In einer Zeit, in 
der wir so sehr um Ausbildungsplätze rin- 
§en, kann es doch nicht wahr sein, daß 
J^an sich auf zu wenige Modeausbildungs- 
erufe konzentriert und daß man in ande- 

ren Bereichen das Angebot, das vorhanden 
lst> nicht wahrnimmt. 

as gilt genauso für die Arbeitsplätze. 
^an kann nicht den Bundesarbeitsmini- 
sfer in der einen Hälfte der Debatte kriti- 
sieren, daß die freiwilligen Leistungen bei 
.er Bundesanstalt nicht sinken, daß dort 
lrnmer noch zu viele Ausnahmegenehmi- 
sUngen vom Anwerbestopp für ausländi- 
sche Arbeitskräfte erteilt werden, daß wir 

as erst einmal senken und die Zumutbar- 
e'tskriterien verschärfen wollen - über 
les muß man diskutieren -, aber in der 

Queren Hälfte der Debatte darauf hinwei- 
en> daß die Landwirtschaft bei den Son- 
erkulturen die Ernte nicht einbringen 
arin, wenn die Bundesanstalt für Arbeit 
en Anwerbestopp nicht noch ein bißchen 

^ehr lockert. 

^ ist doch die Wahrheit. Wenn dieses 
e Wahrheit ist, muß man sie ausspre- 

d.en- Das hat nichts damit zu tun, daß wir 
e Sorgen der Menschen nicht ernst neh- 

d 
en. Aber es hat damit zu tun, daß wir 
n Menschen die ehrliche Antwort auf 

die richtigen Fragen verweigern und ihnen 
die Chance, die Zukunftsprobleme zu lö- 
sen, nehmen. Wir müssen in Zukunft be- 
reit sein, einen Großteil der Arbeit, die in 
Deutschland nachgefragt wird, selber zu 
erledigen. Anders wird es nicht funktio- 
nieren. Wir müssen den jungen Menschen 
sagen, sie müssen ihre Chancen da nutzen, 
wo sie sich bieten. 

Wir sollten den Menschen auch sa- 
gen: Es gibt bei allen Problemen, 
Sorgen, Ängsten doch keinen Grund 
zur Resignation. Es ist den Deut- 
schen materiell nie besser gegangen 
als in den 90er Jahren am Ende die- 
ses Jahrhunderts. Das kann doch nie- 
mand bestreiten. Von den politischen 
Rahmenbedingungen will ich gar 
nicht reden. 

Die Menschen wissen, daß wir in guten 
Umständen leben. Sie machen sich aller- 
dings Sorgen, wie wir diese Situation auch 
in Zukunft erhalten können. Aber wer die 
Zukunft verweigert, wer sich nicht wirk- 
lich der Suche nach Antworten auf die 
grundlegenden Fragen stellt, der wird im 
Grunde diesen Pessimismus schüren. Wer 
es mit dem Gebot der Nachhaltigkeit 
menschlichen Wirtschaftens oder mit der 
Verantwortung für kommende Generatio- 
nen ernst nimmt, der muß heute die Ent- 
scheidungen treffen, die Weichen stellen, 
die notwendig sind, damit wir auch in der 
Zukunft Wohlstand und soziale Sicherheit 
bewahren. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Unsere 
^Gktronisa 

essen: 

•INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

• T-ONLINE 
*CDU# 

• X400 

c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 
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Forschungslandschaft stärken für die 
Innovationsfähigkeit Deutschlands 
Anläßlich der vorgelegten Leitlinien zur 
strategischen Ausrichtung der deut- 
schen Forschungslandschaft erklärte 
der Vorsitzende des CDU-Bundesfach- 
ausschusses Bildung, Forschung und 
Kultur, Herbert Reul: 
Die deutsche Forschungslandschaft muß 
ein Aktivposten für Deutschland im inter- 
nationalen Standortwettbewerb sein. 
Dafür sind Innovationsfähigkeit, Spitzen- 
klasse, Flexibilität, fachübergreifende Ko- 
operation und Internationalität unerläß- 
lich. Die von Bundesminister Rüttgers 
vorgelegten Leitlinien zur strategischen 
Ausrichtung der deutschen Forschungs- 
landschaft stellen die Weichen in die rich- 
tige Richtung. Kernelemente sind mehr 
Wettbewerb und Eigenverantwortung für 
die Gesellschaften und Institute. Dies 
führt zu schlankeren Strukturen, mehr 
Forschungsfreiheit und -effizienz und 
stärkt die Motivation bei den Forschern. 
Der Bundesfachausschuß begrüßt beson- 
ders, daß wesentliche Forderungen der 
CDU zur Weiterentwicklung der For- 
schungslandschaft jetzt in die Umsetzung 
kommen. 
# Die Forschung wird auf wichtige 
Schlüssel- und Leitbereiche konzentriert. 
Dies gilt insbesondere für die Helmholtz- 
Zentren und manifestiert sich auch in der 
Gründung der strategischen Innovations- 
initiativen bei der Fraunhofer-Gesellschaft. 

# Ein entscheidender Schritt ist die Rück- 
führung der Grundfinanzierung von For- 
schungseinrichtungen zugunsten der Pro- 
jektförderung. Die leistungsorientierte 
Vergabe von fünf Prozent der Mittel für 
die Blauen-Liste-Einrichtungen im wett- ' 
bewerblichen Gutachterverfahren durch 
die DFG und die Bündelung eines Teils 

der Grundfinanzierung der Helmholtz- 
Zentren als Orientierungsfonds für prio- 
ritäre Projekte sind ein guter Einstieg in 
die Umsteuerung der Mittel vergäbe. Die 
Umstrukturierung der Förderung der For- 
schungseinrichtungen muß stufenweise 
weitergeführt werden. 
# Die deutsche Grundlagenforschung, die 
im internationalen Wettbewerb eine Spit' 
zenposition einnimmt - dies zeigen die 
Nobelpreise der letzten Jahre -, ist auf ho- 
hem Niveau zu halten. Die Steigerung def 

Mittel für die Max-Planck-Gesellschaft >st 

insbesondere wegen ihres Aufbaus in den 
neuen Ländern gerechtfertigt. 
# Auch Forschung braucht Erfolgskon- 
trolle. Deshalb begrüßen wir die bundes- 
weite Evaluation der Blaue-Liste-Institute 
durch den Wissenschaftsrat. Die fachliche 
Prüfung sollte weitergehen und auf jedwe- 
de staatlich geförderten Einrichtungen 
ausgedehnt werden. Darüber hinaus for- 
dern wir auch eine Erfolgskontrolle von 
Projektergebnissen. Das Controlling in de 

Forschung sollte nicht mit der Antragsbe- 
willigung enden. 
# Es reicht längst nicht mehr aus, isoliert 
Forschungsprojekte durchzuführen. Um 
eine Antwort auf die komplexen Problem' 
Stellungen unserer Zeit geben zu können- 
brauchen wir ein konstruktives interdisz'' 
plinäres Zusammenwirken der einzelnen 
Forschungsbereiche ebenso wie zwische 
Einrichtungen und Wirtschaft, integrierte 
Lösungen und die schnelle und effizient 
Umsetzung von Forschungsergebnissen 
marktfähige Produkte. Konkret bedeutet 
dies mehr Verbundprojekte und mehr zei 
lieh befristet arbeitende Verbundeinrich' 
tungen. Wir sehen diese Forderung in den 

Leitlinien vorbildhaft erfüllt, etwa durch 
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'e einrichtungsübergreifende Zusammen- 
jT eit in Forschungsverbünden bei den 

elrnholtz-Zentren sowie vor allem auch 
Urch die Gründung von Transferberei- 

^en durch die DFG. Hier arbeiten For- 
^nungseinrichtungen mit Industrieunter- 
^nmen, Behörden und Kliniken befristet 

Ur Erreichung konkreter Forschungsziele 
lammen. 

^ lr sehen die Kooperationsmöglichkeiten 
ori Forschung und Wirtschaft noch lange 

e
lcnt ausgeschöpft. Zusätzlich zur Neuori- 

s
ntierung der staatlich geförderten For- 
mung bedarf es auch entsprechender Ak- 
^'täten der Wirtschaft. Die Industrie gibt 
^eute lediglich zwei Prozent ihrer Ausga- 

en für Forschung und Entwicklung an öf- 
Wich geförderte Forschungseinrichtun- 

jj?n- Sie ist aufgefordert, sich mehr über 
e Angebote der Forschungseinrichtun- 

sen zu informieren. 

Deutschland hat viel zuwenig technolo- 
^orientierte Existenzgründungen. Die 
^ UU spricht sich deshalb dafür aus, bei 

n Forschungseinrichtungen immer wie- 
r verstärkt die Möglichkeiten von Aus- 

gelungen auszuloten. Einen wichtigen 
eilenstein sehen wir in der Gründung 
n Privatrechtlich organisierten Innovati- 

"^entren durch die Fraunhofer-Gesell- 
^ aft- Diese sollten zum Modellfall wer- 
Sch ^icntiS ist' daß ausgegründete For- 
Hn ?n§sunternehmen zunächst immer 
tun   die Infrastruktur der Muttereinrich- 
•j>e §

en benutzen dürfen. Eine zeitweilige 
P ' Anstellung der Ausgründer bei den 
(Ig^.hnngseinrichtungen kann ebenfalls 

n Übergang erleichtern. 

SU^A 
iert werden mussen die Bemühungen 

(Jini^
Usgründung durch gute Rahmenbe- 

^§Ungen für junge Technologieunterneh- 
Nft m Pro&ramm fur mehr Wachstum 
!,inddSchäftigung der Bundesregierung 
k\i   esnalt> eine Reihe von steuerpoliti- 
Wj^"? Initiativen für Existenzgründer so- 
gt,       Verbesserung der Rahmenbedin- 

§en für einen funktionierenden Risiko- 

kapitalmarkt enthalten. Wir fordern nun 
von den Banken, solche Ausgründungen 
zu fördern und die Kompetenz zur Beur- 
teilung technologieorientierter Unterneh- 
mensgründungen zu erwerben. 
• Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß 
sich die deutsche Forschung um einen re- 
gen internationalen Austausch bemüht. In- 
stitutskooperationen und Wissenschaftler- 
austausch sind die Hauptpfeiler dieser Zu- 
sammenarbeit. Institutsgründungen im 
Ausland - wie jetzt von der Fraunhofer- 
Gesellschaft geplant - können durchaus 
sinnvoll sein und müssen im Einzelfall ge- 
prüft werden. 

Weitere Forderungen und Vorschlä- 
ge zur Gewährleistung einer 
flexiblen und leistungsfähigen 
Forschungsinfrastruktur sind: 

• Die Forschungsförderung auf staatli- 
cher Ebene ist konsequent zu koordinie- 
ren. Die einzelnen Bundesressorts müssen 
ihre Forschungsförderung stärker und 
früher abstimmen. Gleiches gilt für Bund 
und Länder sowie auf europäischer Ebene. 
Dem Bundesministerium für Forschung 
und Technologie kommt hier eine Koordi- 
nierungsfunktion zu. 

• Nach dem geglückten Neuanfang 
der institutionell geförderten Forschung in 
den neuen Bundesländern ist die weitere 
gute Entwicklung eine Aufgabe hoher 
Priorität. 

• Die arbeitsrechtlichen und tariflichen 
Bedingungen bei den staatlichen For- 
schungsinstituten sind zu überprüfen, da- 
mit größere Flexibilität erreicht werden 
kann. Dies gilt vorrangig sowohl für die 
Mobilität innerhalb von staatlichen For- 
schungseinrichtungen als auch für den 
Wechsel zwischen Industrie und staatli- 
chen Einrichtungen. 

• Privates Kapital sollte verstärkt in öf- 
fentliche Forschungseinrichtungen fließen. 
Dabei sollte die Stiftungstätigkeit eine 
größere Rolle spielen. ■ 
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Er legte den Grundstein für ein dauerhaftes 
Verhältnis zwischen der CDU und den Medien 
In seiner Trauerrede anläßlich der 
Beisetzung von Willi Weiskirch am 
16. September erinnerte General- 
sekretär Peter Hintze an dessen 
Doppelengagement in kirchlicher 
Jugendarbeit und politischer Partei 
und erklärte: 
Nach den schlimmen Erfahrungen der 
Nazidiktatur einte die Gründergenera- 
tion der CDU, zu der auch Willi Weis- 
kirch zu rechnen ist, die Einsicht, daß 
nur der Rückgriff auf christliche 
Grundwerte und auf eine transzenden- 
te Begründung menschlichen Seins ei- 
ne humane, freiheitliche und demo- 
kratische Gesellschaft gewährleisten 
könne. Allzulange hatte die pervertier- 
te Auffassung des Wortes „Religion 
ist Privatsache" nicht nur das Chri- 
stentum aus dem öffentlichen Leben 
verdrängt, sondern auch den Christen 
den Mut genommen, sich in der Poli- 
tik auf ethische Grundsätze ihres 
Glaubens zu berufen. Willi Weiskirch 
war zutiefst geprägt von dem Bestre- 
ben, seinen Glauben mit politischem 
Engagement und aktiver Weltgestal- 
tung in Einklang zu bringen. 

Hintze: Die CDU hat Willi Weiskirch 
viel zu verdanken. Als Mitglied, als 
Mitarbeiter und als Bundestagsabge- 
ordneter hat er einen großen Teil sei- 
nes Lebens dem Einsatz für unsere ge- 
meinsamen politischen Ziele gewid- 
met. Wenn er eine Aufgabe übernahm, 
dann tat er dies mit großer Hingabe 
und oft genug auch ohne sich selbst 
zu schonen. Seine geradlinige, grund- 
satzfeste und zugleich zutiefst 
menschliche Art bleibt uns Vorbild 
über seinen Tod hinaus. 

Zum Tod von Willi Weiskirch 
erklärte der Sprecher der CDU, 
Rolf Kiefer: 

Willi Weiskirch war vom 1. 3. 1970 
bis 3. 10. 1976 Sprecher der CDU 
Deutschlands, bevor er 1976 in den 
Bundestag einzog und später zum 
Wehrbeauftragten gewählt wurde. 

Weiskirch, der 
Geschichte, Philo- 
sophie und Zei- 
tungswissenschaf- 
ten studiert hatte, 
war gelernter 
Journalist. Er ar- 
beitete für ver- 
schiedene Zeitun- 
gen, aber auch für 
das Fernsehen. 

Als er 1970 CDU-Partei Sprecher in 
Bonn wurde, knüpfte er intensive Be- 
ziehungen zu den Medien und gründe- 
te einen eigenen ständigen „Stamm- 
tisch" im Konrad-Adenauer-Haus. 
Stets gut informiert, gebildet und klug, 
professionell in seiner Arbeitsweise, 
ist es Willi Weiskirch gelungen, den 
Grundstein zu legen für ein dauerhaf- 
tes und faires Verhältnis zwischen der 
CDU und den Medien. 

Respekt und Anerkennung 
über die Parteigrenzen hinweg 

Willi Weiskirch war in Bonn bei Jour- 
nalisten und Politikern gleichermaßen 
geachtet und galt in den 70er Jahren 
als Stimme der Union bei den Medien- 
Trotz aller Unterschiede in der Sache, 
stand er auch immer in kollegialem 
Kontakt zum politischen Gegner. 
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Ein Jahr Erfahrung mit KomSys 
°er Kreisverband Prignitz, Brandenburg, berichtet 
Jch einem Jahr Erfahrung 

11 KomSys können wir uns 
nsere tägliche politische 

J^Jeit ohne KomSys nicht 
nehr vorstellen. 

s
ach dem Anschluß an Kom- 

JJS haben wir umgehend alle 
0JJSere Mandats- und Funkti- 
. sträger informiert, ihnen ein 
b
aitblatt zum inhaltlichen Auf- 

g
au der Infobank an die Hand 

■ geben und sie aufgefordert, 
J
br

aerzeit von KomSys Ge- 
f.,.auch zu machen. Seit die an- 
(jj |uche Skepsis überwunden ist, werden 
ten Möglichkeiten von KomSys jetzt in- 

asiv genutzt. 

glj^eisverband können wir Parteimit- 
^       und auch Burgern' die politische 
f0 

g^n an uns stellen, in vielen Fällen so- 
*m     elct und umfassend mittels KomSys 
JjQ Worten, was wir früher oftmals nicht 
^ n*en. Uns ist klar geworden, politische 
de ^unikation muß den Standard bieten, 
dje J* ?.e Medien heutzutage setzen und den 

CUTT 
rger aucn von einer Partei wie der 

u erwarten. 

zMt HBQOUUESQHBHi 
Aktuelles    Wuhlkampl    LVInlos    Vereinigungen    Machfiditen    E"H»»mme    HHfc    Ende 

.;eenbörse neu 
Mit ri 
bann    ^rfahrun9en. die der Kreisver- 
^t h r'-9nitz mit KomSVs gemacht 
9ah    9innen wir in der heutigen Aus- 
|0s 

e des UiD eine neue Serie, die in 
SU®J/olge unter der Rubrik „Partei 
^t ri erscneinen wird- Wir wollen da- 
Wj6?en Gedanken der „Ideenbörse" 
*».Qer aufareiffin und mit nntpn RPU 

lelen aus der Parteiarbeit Parteimit- 
aufgreifen und mit guten Bei- 

^hniekdazu anre9en> ihrerseits und i 
\ lllcher Weise aktiv zu werden. 

in 

Partei aktiv' 
Wir sehen uns regelmäßig das Flugblattan- 
gebot und die Argumentationshilfen an. 
Gegebenenfalls ergänzen wir die Texte um 
Fakten und Beispiele aus unserem Kreis- 
gebiet. So können wir jetzt auch viel ra- 
scher auf politische Ereignisse eingehen, 
die gerade für die Menschen unserer Ge- 
gend von besonderem Interesse sind. Als 
z. B. bei uns die öffentliche Diskussion um 
den Bau von Transrapid losging, da die 
Trasse durch unser Kreisgebiet führt, 
konnten wir auf gute Argumente aus der 
KomSys-Datenbank zurückgreifen. Unter 
dem Stichwort „Verkehrspolitik" fanden 
wir das benötigte Material. 

Fazit: KomSys erleichtert unsere 
tägliche politische Arbeit 

und macht den Kreisverband politisch 
schlagkräftiger als früher. Wir können nur 
allen Kreisverbände, die noch nicht an 
KomSys angeschlossen sind, empfehlen, 
möglichst umgehend die technischen Vor- 
aussetzungen für KomSys zu schaffen. 

Siegmar Keim, Kreisgeschäftsführer 
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